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(L.S.)

gez. Bernd Weber
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. . . 
 

         Helmstedt, den  25.03.2013 
  

 

 

 

55.  Bekanntmachung der 

Allgemeinverfügung  

 

des Landkreises Helmstedt zur Bestellung einer oder eines Geldwäsche-

beauftragten in Unternehmen, die mit hochwertigen Gütern handeln 

 

Auf Grundlage von § 9 Abs. 4 Sätze 1 und 3 sowie § 16 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über 
das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz – GwG) vom 
13. August 2008 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Februar 2013 
(BGBl. I S. 268), wird angeordnet: 

 
1. Unternehmen mit Hauptsitz in dem Landkreis Helmstedt sind verpflichtet, eine 

Geldwäschebeauftragte oder einen Geldwäschebeauftragten und eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 1 GwG zu bestellen, wenn 
 
a) sie mit Edelmetallen (wie Gold, Silber und Platin), Edelsteinen, Schmuck und Uh-

ren, Kunstgegenständen und Antiquitäten, Kraftfahrzeugen, Schiffen und Motor-
booten oder Luftfahrzeugen handeln, 

b) der Handel mit diesen Gütern über 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen 
Wirtschaftsjahr ausmacht (Haupttätigkeit), 

c) am 31.12. des vorherigen Wirtschaftsjahres insgesamt mindestens zehn Mitar-
beiter in den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und Ver-
trieb einschließlich Leitungspersonal (insbesondere Geschäftsführung) beschäf-
tigt waren und 

d) im vorherigen Wirtschaftjahr bei mindestens einem Geschäftsvorgang Bargeld im 
Wert von 15.000 Euro oder mehr angenommen wurde. Geschäftsvorgänge, bei 
denen mehrere Bartransaktionen durchgeführt werden, die zusammen einen Be-
trag im Wert von 15.000 Euro oder mehr ausmachen und bei denen Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass zwischen ihnen eine Verbindung besteht, sind als 
ein Geschäftsvorgang anzusehen. 

 

2. Die Bestellung der oder des Geldwäschebeauftragten ist dem 
 
Landkreis Helmstedt 
Geschäftsbereich Ordnung, Verkehr, Veterinärwesen und Verbraucherschutz 
-Gewerbeabteilung- 
Südertor 6 
38350 Helmstedt 
E-Mail:  gewerbe@landkreis-helmstedt.de 
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. . . 
 

 
bis spätestens 31.05. des laufenden Wirtschaftsjahres schriftlich mit den beruflichen 
Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefon, E-Mail-Adresse) mitzuteilen. 
Änderungen dieser Angaben sind unverzüglich mitzuteilen. Für Mitteilungen kann 
der unter www.helmstedt.de abrufbare Vordruck verwendet werden. Die Mittei-
lungspflicht gilt nicht für Stellvertreter. 
 
 

3. Von der Verpflichtung zur Bestellung eines Geldwäschebeauftragten kann auf An-
trag abgesehen werden, wenn das Unternehmen nachweist, dass die Gefahr von 
Informationsverlusten aufgrund arbeitsteiliger Unternehmensstruktur im Hinblick auf 
die Vorschriften zur Geldwäscheprävention nicht besteht.  
 
 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt drei Wochen nach der erfolgten Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Landkreises Helmstedt als bekannt gegeben und ist ab diesem Zeit-
punkt zu befolgen. Sie kann mit Begründung beim Landkreis Helmstedt, Geschäfts-
bereich Ordnung, Verkehr, Veterinärwesen und Verbraucherschutz, Südertor 6, 
38350 Helmstedt während der allgemeinen Sprechzeiten (Montag –Freitag von 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr) oder im Internet unter www.helmstedt.de eingesehen wer-
den. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei dem Verwaltungs-
gericht Braunschweig, Am Wendentor 7, 38100 Braunschweig Klage eingelegt werden. 
 
 
Im Auftrage 
 
gez. Breda 
 
Geschäftsbereichsleiterin 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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56.  Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Samtgemeinde Grasleben  

 

 

Aufgrund § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – NKomVG -  vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) hat der Rat der Samtgemeinde 
Grasleben in seiner Sitzung am 19.03.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Samtgemeinde Grasleben vom 07.11.2011 (verkündet im Amtsblatt 
für den Landkreis Helmstedt Nr. 3 vom 27.01.2012) wird wie folgt geändert: 
 
 

1. In § 4 c) wird bei Vergabe von Aufträgen im Rahmen des Haushaltsplanes der Betrag 
3.000 € durch den Betrag 10.000 € ersetzt.  

 
2. In § 4 c) wird bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben der Be-

trag 1.100,00 € durch den Betrag 3.000 € ersetzt. Das Wort Ausgaben wird durch die 
Worte „Aufwendungen und Auszahlungen“ ersetzt. 
 

3. In § 4 c) wird bei Abschluss von Miet- und Pachtverträgen (Jahresbeitrag) der Betrag 
5.200 € durch 10.000 € ersetzt.  

 
 

 
Artikel II 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 

 

Grasleben, den 20.03.2013 
 

 
gez. Janze (L.S.) 
 
_______________________ 
Samtgemeindebürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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57. Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Mariental  

 

 

Aufgrund § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – NKomVG -  vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) hat der Rat der Gemeinde 
Mariental in seiner Sitzung am 14.03.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Mariental vom 03.11.2011 (verkündet im Amtsblatt für den 
Landkreis Helmstedt Nr. 3 vom 27.01.2012) wird wie folgt geändert: 
 
 
 

1. In § 4 c) wird bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben der 
Betrag 1.000,00 € durch den Betrag 3.000 € ersetzt. Das Wort Ausgaben wird durch 
die Worte „Aufwendungen und Auszahlungen“ ersetzt. 
 

2. In § 4 d) und e) werden die Beträge der Wertgrenzen in Höhe von 3.000 € jeweils 
durch den Betrag 10.000 € ersetzt.  

 
 

 
Artikel II 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 

 

Mariental, den 15.04.2013 
 

 
gez. Müller (L.S.) 
 
_______________________ 
     Gemeindedirektor 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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58. Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Querenhorst  

 

 

Aufgrund der §  12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – NKomVG -  
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) hat der Rat der Gemeinde 
Querehorst in seiner Sitzung am 15.03.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Querenhorst vom 17.11.2011 (verkündet im Amtsblatt für 
den Landkreis Helmstedt Nr. 3 vom 27.01.2012) wird wie folgt geändert: 
 
 
 

1. In § 4 c) wird bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben der 
Betrag 1.000,00 € durch den Betrag 3.000 € ersetzt. Das Wort Ausgaben wird durch 
die Worte „Aufwendungen und Auszahlungen“ ersetzt. 
 

2. In § 4 d) und e) werden die Beträge der Wertgrenzen in Höhe von 3.000 € jeweils 
durch den Betrag 10.000 € ersetzt.  

 
 

 
Artikel II 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 

 

Querenhorst, den 15.03.2013 
 

 
gez. i. V. Rietz (L.S.) 
 
_______________________ 
     Gemeindedirektor 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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59. Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Grasleben  

 

 

 
 
 
Aufgrund des § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – NKomVG -  
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) hat der Rat der Gemeinde 
Grasleben in seiner Sitzung am 04.03.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Grasleben vom 14.11.2011 (verkündet im Amtsblatt für den 
Landkreis Helmstedt Nr. 3 vom 27.01.2012) wird wie folgt geändert: 
 
 
 

1. In § 4 c) wird bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben der 
Betrag 1.000,00 € durch den Betrag 3.000 € ersetzt. Das Wort Ausgaben wird durch 
die Worte „Aufwendungen und Auszahlungen“ ersetzt. 
 

2. In § 4 d) und e) werden die Beträge der Wertgrenzen in Höhe von 3.000 € jeweils 
durch den Betrag 10.000 € ersetzt.  

 
 

 
 

Artikel II 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 

 

 

Grasleben, den 05.03.2013 
 

 
gez. Janze (L.S.) 
 
_____________________ 
            (Janze)     
     Gemeindedirektor 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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60. Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Rennau  

 

 

Aufgrund § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – NKomVG -  vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) hat der Rat der Gemeinde 
Rennau in seiner Sitzung am 13.03.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 

 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Rennau vom 15.11.2011 (verkündet im Amtsblatt für den 
Landkreis Helmstedt Nr. 3 vom 27.01.2012) wird wie folgt geändert: 
 
 
 

1. In § 4 c) wird bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben der 
Betrag 1.000,00 € durch den Betrag 3.000 € ersetzt. Das Wort Ausgaben wird durch 
die Worte „Aufwendungen und Auszahlungen“ ersetzt. 
 

2. In § 4 d) und e) werden die Beträge der Wertgrenzen in Höhe von 3.000 € jeweils 
durch den Betrag 10.000 € ersetzt.  

 
 

 
Artikel II 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 

 

Rennau, den 14.03.2013 
 

 
gez. Nitsche (L.S.) 
 
_____________________ 
     Gemeindedirektor 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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61. Bekanntmachung der Gemeinde Grasleben der 

BENUTZUNGS- UND ENTGELTORDNUNG  

FÜR DAS FORSTHAUS UND DEN DORFPLATZ 

 

§ 1  

Die Gemeinde Grasleben unterhält als öffentliche Einrichtung das Forsthaus, das in den 
verschiedenen Räumen zur Durchführung insbesondere folgender und ähnlicher Veran-
staltungen zur Verfügung steht: 

1. Kulturelle und jugendpflegerische Veranstaltungen der Gemeinde, Jugendverbän-

de, der Kreisvolkshochschule, der hiesigen Vereine u.ä., 

2. Familienfeiern, wie Hochzeiten, Geburtstage, Konfirmationen, Jubiläen u.ä., 

3. Versammlungen der Gemeinde, Vereine und Verbände sowie Parteien und Frakti-

onen. 

 

§ 2 

Andere gesellige Veranstaltungen, insbesondere Tanzveranstaltungen von Vereinen und 
anderen Personengruppen, können auf Antrag genehmigt werden. 

Bei der Durchführung von öffentlichen Veranstaltungen mit Ausschank von Getränken und 
Abgabe von Speisen ist eine Anzeige nach § 2 Abs. 2 des Niedersächsischen Gaststät-
tengesetzes beim Ordnungsamt der Samtgemeinde Grasleben zu erstatten. 

Jede Veranstaltung mit Musik ist GEMA-pflichtig. Die Anmeldung hat durch den Veran-
stalter zu erfolgen. 

 

§ 3 

Zur Vermietung steht das komplette Erdgeschoss des Forsthauses nebst komplettem In-
ventar zur Verfügung. Das Benutzungsrecht steht allen - auch auswärtigen Personen - zu.  

 

§ 4 

Zur Organisation der Vermietung sowie Instandhaltung kann die Gemeinde Ehrenamtliche 
bestimmen.  
 

§ 5 

Für die Benutzung der Einrichtungen des Forsthauses werden pauschale Entgelte nach fol-
genden Tarifen erhoben: 

während der Heizperiode von Oktober bis April 75,00 Euro je Tag. 

während der Sommerzeit von Mai bis September 60,00 Euro je Tag.  

Inklusive Küchenbenutzung, sämtliches Geschirr, Bestecke und sonstiges Inventar.  
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Für maximal vier Zusammenkünfte pro Jahr von Vereinen, Verbänden, Parteien und Insti-
tutionen aus der Samtgemeinde Grasleben, die nicht länger als 4 Stunden andauern, wird 
kein Entgelt erhoben. Unter Zusammenkünfte dieser Art fallen insbesondere Mitglieder-
versammlungen, Fraktionssitzungen oder Vorstandssitzungen bzw. Veranstaltungen mit 
ähnlichem Charakter. Gleiches gilt für Jugendgruppen fester Organisationen und Vereine 
der Samtgemeinde Grasleben. Ab der fünften Zusammenkunft pro Jahr wird ein Entgelt in 
Höhe von 25,00 Euro erhoben. 

Für Kurse der Kreisvolkshochschule wird ein pauschales Entgelt von 2,00 Euro pro Kurs-
einheit erhoben. 

Veranstaltungen anderer gemeinnütziger Organisationen können auf Antrag im Einzelfall 
von der Zahlung von Entgelten befreit werden. Der Bürgermeister und der Gemeindedi-
rektor entscheiden im Einvernehmen. 

Die Entgelte sind grundsätzlich vor der Nutzung bei der Gemeinde zu entrichten, die ei-
nen entsprechenden Beleg erstellt. Bei Bestellung eines Ehrenamtlichen erfolgt die Über-
gabe des Forsthauses durch den Ehrenamtlichen unter Vorlage dieses Beleges.  

 

§ 6 

Über eine dauerhafte und/oder regelmäßige Vermietung entscheidet der Rat der Gemein-
de Grasleben.  

 

§ 7 

Der Beginn der Nutzung ist in der Regel vier Wochen vor dem gewünschten Nutzungs-
zeitraum bei der Gemeinde bzw. benannten Ansprechpartner anzuzeigen. Die Zulassung 
zur Benutzung kann aus wichtigem Grund jederzeit entschädigungslos widerrufen wer-
den. 

Die Vermietung der Einrichtung endet um 12.00 Uhr des Folgetages. Abweichende Rege-
lungen können in Ausnahmefällen zugelassen oder bestimmt werden.  

Sind für Auf- und Abbauarbeiten zusätzliche Zeiten bzw. Tage erforderlich, so ist dies mit 
der Verwaltung abzustimmen.   

 

§ 8 

Der Nutzer setzt sich rechtzeitig mit der Gemeinde (oder unter Hinweis auf § 4 mit einem 
Ehrenamtlichen) zur terminlichen Absprache zwecks Einweisung vor der Veranstaltung in 
Verbindung. Die Räumlichkeiten werden dem Nutzer in der Grundausstattung überlassen. 
Die Überlassung der angemieteten Räume an Dritte ist untersagt.  

Die überlassenen Räume sind am Tag nach der Nutzung bzw. am Tag des Abbaus nach 
Erfüllung der Pflichten der Gemeinde oder dem benannten Ehrenamtlichen zu übergeben. 
Evtl. eingetretene Schäden sind dabei anzugeben.  

In den Räumlichkeiten des Forsthauses gilt striktes Rauchverbot.  
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Der Nutzer hat die überlassenen Räumlichkeiten, das Inventar, alle Einrichtungsgegen-
stände und Geräte pfleglich und schonend zu behandeln.  

Der Nutzer hat insbesondere die Vorschriften des Jugendschutzgesetzes und der Lärm-
schutzverordnung zu beachten und trägt die Verantwortung dafür, dass bei den Veranstal-
tungen die jeweils gültigen polizeilichen Sperrstunden eingehalten werden. Mit den Bau-
genehmigungen vom 25.03.2008 wurden Immissionswerte für Geräusche festgelegt (tags 
55 dB(A) und nachts 40 dB(A). Aus diesem Grunde dürfen Nutzer Musik o.ä. nur bei ge-
schlossenen Türen und Fenster in sogenannter Zimmerlautstärke spielen.  

Auf der Außenterrasse wird die Außenbeschallung untersagt. 

Eine Bestuhlung auf der Außenterrasse ist bis maximal 22:00 Uhr gestattet. Die o.g. 
Grenzwerte sind dabei einzuhalten.  

Der Nutzer haftet für alle Schäden, die durch ihn bei der Benutzung der Räumlichkeiten, 
des Inventars und aller Gegenstände entstehen sollten. Für die dem Nutzer und seinen 
Gästen abhanden gekommenen oder beschädigten Gegenstände jeder Art kann die Ge-
meinde nicht in Anspruch genommen werden. Eine Versicherung für Unfälle, Diebstähle, 
Sachschäden und dergleichen ist seitens der Gemeinde nicht abgeschlossen. Für derarti-
ge Fälle sind ausschließlich die Nutzer verantwortlich. 

 

§ 9 

Der Nutzer hat die Räumlichkeiten nebst Toilette nach der jeweiligen Nutzung gründlich 
zu reinigen und zu übergeben. Tische und Arbeitsflächen sind nass zu reinigen und tro-
cken zu wischen. Küchengeräte, Geschirr, Bestecke, Gläser und alle weiteren Gegen-
stände sind ordnungsgemäß zu reinigen und sauber zu übergeben. Der Dielenfußboden 
ist nach der Veranstaltung gesäubert und besenrein zu hinterlassen. Schmutzflecke sind 
gesondert mit einem feuchten Tuch zu entfernen. Die gefliesten Bereiche sind feucht zu 
reinigen. 

Werden vom Vermieter bei der Abnahme Reinigungsmängel festgestellt, ist der Mieter 
verpflichtet, diese umgehend abzustellen. Wird die Mängelbeseitigung vom Mieter abge-
lehnt oder unzureichend durchgeführt, wird die Reinigung durch einen Dritten zu Lasten 
des Mieters durchgeführt. Hierfür werden pauschal 75,00 Euro festgesetzt.  

Eine etwaige Verschmutzung oder defektes Inventar ist der Gemeinde vor Beginn der 
Veranstaltung anzuzeigen, da dies ansonsten zu Lasten des Nutzers geht. Die Kosten 
einer Neubeschaffung trägt der Nutzer.  

Der Nutzer hat für die ordnungsgemäße Mülltrennung und Abfallbeseitigung zu sorgen.  
Sämtliche Abfälle (wie Leergut, Scherben, Papier usw. sind vom Mieter zu entsorgen. 

 

§ 10 

Dörfliche Veranstaltungen fördern das soziale und kulturelle Leben in der Gemeinde 
Grasleben. Die Gemeinde Grasleben stellt das Forsthaus sowie den Dorfplatz hierfür zur 
Verfügung.  Über die Durchführung derartiger Veranstaltungen entscheidet der Bürger-
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meister im Einvernehmen mit dem Gemeindedirektor. Der Verwaltungsausschuss ist zu 
informieren.  

Für die Nutzung des Forsthauses und des Dorfplatzes gelten für Weihnachtsmärkte, Dorf-
feste oder ähnliche Veranstaltungen abweichende Regelungen hinsichtlich der Entgelte. 
So steht das Forsthaus für Weihnachtsmärkte oder Dorffe-ste mehreren Parteien zur Ver-
fügung.  

Über die Erhebung von Entgelten (z.B. Standgelte) bei den o.g. Veranstaltungen ent-
scheidet der Bürgermeister im Einvernehmen mit dem Gemeindedirektor. Die Entgelte 
sind in einem angemessenen Verhältnis zu den zu erwartenden Einnahmen festzusetzen.  

Aufgrund der Belastung für Anwohner durch Lärmimmissionen in der Nähe des Dorfplat-
zes sind öffentliche Veranstaltungen auf dem Dorfplatz in der Anzahl zu begrenzen, so-
weit diese länger als 22:00 Uhr andauern. Die maximal zulässige Anzahl von Veranstal-
tungen nach 22:00 Uhr beträgt drei. Die Veranstaltungsdauer wird grundsätzlich auf den 
Zeitraum von 09:00 Uhr - 24:00 Uhr begrenzt. 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Grasleben kann Ausnahmen zulassen.     

 

§ 11 

Die Benutzung- und Entgeltordnung tritt am 01.04.2013 in Kraft.  

 

gez. Janze (Gemeindedirektor) 

 

 

ABl.-Nr. 13 vom 27.03.2013 
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